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ANLAGE 

 

Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates (Wirtschaft und 
Finanzen) zu den eingehenden Überprüfungen 

 
Der Rat (Wirtschaft und Finanzen) 
 
1. BEGRÜSST die Veröffentlichung der einzelnen integrierten Länderberichte der Kommission, in 

denen die Wirtschaftspolitik jedes Mitgliedstaats und des Euro-Währungsgebiets analysiert wer-
den, einschließlich der eingehenden Überprüfungen im Zusammenhang mit dem Verfahren bei 
makroökonomischen Ungleichgewichten (MIP) sowie der begleitenden Mitteilung zur Zusam-
menfassung der wichtigsten Ergebnisse der eingehenden Überprüfungen; 

 
2. IST DER AUFFASSUNG, dass sich diese Art der Straffung des Europäischen Semesters als 

sinnvoller erster Schritt hin zu einer gründlicheren Überprüfung und Erörterung der Wirtschafts-
politiken der Mitgliedstaaten erwiesen hat, wodurch eine größere Transparenz und ein besseres 
Feedback zur Analyse der Kommission ermöglicht werden. Für die Zukunft sind zur Verbesse-
rung des Verfahrens eine stärkere Eigenverantwortung sowie eine multilaterale Überwachung 
erforderlich; 
 
I - EINGEHENDE ÜBERPRÜFUNGEN 
 

3. IST DER AUFFASSUNG, dass die eingehenden Überprüfungen angemessen strukturiert sind 
und eine detaillierte Analyse der Ungleichgewichte in den einzelnen überprüften Mitgliedstaa-
ten unter Berücksichtigung länderspezifischer Besonderheiten und qualitativer Informationen 
bieten. Zudem werden im Hinblick auf die spezifischen Herausforderungen, mit denen die ein-
zelnen Volkswirtschaften konfrontiert sind, einschlägige Analysewerkzeuge eingesetzt; 

 
4. TEILT DIE AUFFASSUNG, dass 16 der überprüften Länder, die im Warnmechanismus-

bericht2015 aufgeführt sind (Belgien, Bulgarien, Deutschland, Irland, Spanien, Frankreich, 
Kroatien, Italien, Ungarn, die Niederlande, Portugal, Rumänien, Slowenien, Finnland, Schwe-
den und das Vereinigte Königreich), makroökonomische Ungleichgewichte unterschiedlicher 
Art und Größenordnung aufweisen; VERTRITT DIE ANSICHT, dass transparentere Kriterien 
für die Kategorisierung der makroökonomischen Ungleichgewichte sowie eine größere Stabili-
tät und bessere Vorhersehbarkeit des Verfahrens selbst wünschenswert wären; STIMMT ZU, 
dass die Ungleichgewichte in Slowenien seit letztem Jahr nicht mehr als übermäßig eingestuft 
werden sollten, wenngleich eine hohe Unternehmensverschuldung und eine andauernde Anfäl-
ligkeit des Finanzsektors weiterhin ein spezifisches Monitoring rechtfertigen. Dies ist darauf zu-
rückzuführen, dass entscheidende politische Maßnahmen zur Umstrukturierung des Bankensys-
tems ergriffen worden sind. Darüber hinaus haben eine verbesserte Exportleistung und günsti-
gere Wachstumsbedingungen die Risiken im Vergleich zum Vorjahr verringert, was insbeson-
dere für die mit der Tragfähigkeit der Zahlungsbilanz zusammenhängenden Risiken gilt; 
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5. TEILT die Ansicht der Kommission, dass in 5 Mitgliedstaaten (Bulgarien, Frankreich, Kroatien, 

Italien und Portugal) übermäßige Ungleichgewichte bestehen, sowie die Absicht der Kommis-
sion, im Mai die politischen Maßnahmen Frankreichs und Kroatiens unter Berücksichtigung der 
Ziele des nationalen Reformprogramms und der bis dahin erfolgten sonstigen Zusagen zu erör-
tern und zu entscheiden, ob im Rahmen der korrektiven Komponente des Verfahrens bei einem 
makroökonomischen Ungleichgewicht weitere Schritte erforderlich sind; 

 
6. BETONT, dass alle Mitgliedstaaten politische Maßnahmen ergreifen und sich nachdrücklich um 

Strukturreformen bemühen müssen, insbesondere wenn sie mit makroökonomischen Ungleich-
gewichten konfrontiert sind und diese vor allem das reibungslose Funktionieren der WWU 
beeinträchtigen. Ungleichgewichte sollten dauerhaft abgebaut werden, so dass Risiken verrin-
gert werden, das Neuaustarieren der EU-Volkswirtschaften erleichtert wird und die Vorausset-
zungen für nachhaltiges Wachstum und dauerhafte Arbeitsplätze geschaffen werden, und 
ERSUCHT die Kommission, gezielte und kohärente Empfehlungen an die Mitgliedstaaten zur 
Beseitigung der makroökonomischen Ungleichgewichte im Rahmen des Europäischen Semes-
ters zu richten; 
 

7. BEGRÜSST die Pläne der Kommission in Bezug auf ein spezielles Monitoring der Empfehlun-
gen des Rates an die Mitgliedstaaten mit übermäßigen Ungleichgewichten (Bulgarien, Frank-
reich, Kroatien, Italien und Portugal). Ein spezielles Monitoring wird auch für eine Reihe von 
Mitgliedstaaten im Euro-Währungsgebiet gelten, deren Ungleichgewichte entschlossene politi-
sche Maßnahmen erfordern (Irland, Spanien und Slowenien), und FORDERT die Kommission 
auf, den konkreten Zeitplan und Inhalt eines solchen Monitorings darzulegen. Im Einklang mit 
der üblichen Praxis wird das Monitoring für Irland, Spanien und Portugal auf einer nach 
Abschluss des Programms erfolgenden Überwachung beruhen, damit Doppelarbeit vermieden 
wird; 

 
8. STELLT FEST, dass eine Reihe makroökonomischer Ungleichgewichte in Angriff genommen 

wurde; BETONT jedoch, das nach wie vor in einigen Mitgliedstaaten beträchtliche Risiken 
bestehen. Insbesondere machen hohe Auslandsverbindlichkeiten die Schuldnerländer anfällig, 
und eine Verbesserung der Leistungsbilanz reicht nicht immer aus, um den Bestand an Aus-
landsschulden zu senken. Die Verluste an Preiswettbewerbsfähigkeit gegenüber dem Vorkrisen-
niveau wurden in einigen Schuldnerländern zwar teilweise wettgemacht, dennoch bleibt die 
Stärkung des Exportwachstums durch weitere Strukturreformen eine Priorität, um einen dauer-
haften und wachstumsfördernden Abbau von Ungleichgewichten zu erreichen. Zugleich 
bestehen in einigen Mitgliedstaaten nach wie vor hohe Leistungsbilanzüberschüsse, die bis zu 
einem gewissen Maße durch die schwache Inlandsnachfrage bedingt sind, die wiederum teil-
weise auf die geringen Investitionen des privaten und des öffentlichen Sektors zurückgeführt 
werden kann; BETONT darüber hinaus, dass eine hohe private und staatliche Verschuldung in 
einigen Ländern weiterhin eine große Herausforderung darstellt, auch mit Blick auf die niedrige 
Inflation und die moderaten Wachstumsraten. Strukturreformen sind erforderlich, um das 
Wachstumspotenzial zu steigern und die hohe Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, insbesondere bei 
Jugendlichen und Langzeitarbeitslosen. 
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II - UMSETZUNG LÄNDERSPEZIFISCHER EMPFEHLUNGEN 
 
 

9. BEGRÜSST die Fortschritte in Bezug auf die länderspezifischen Empfehlungen und die Emp-
fehlungen für das Euro-Währungsgebiet 2014-2015 insgesamt; NIMMT ZUR KENNTNIS, dass 
die Durchführung der Reformen über die Politikbereiche hinweg und länderübergreifend nicht 
einheitlich erfolgte, und IST SICH DARIN EINIG, dass sie beschleunigt werden muss, um die 
jeweiligen politischen Herausforderungen der einzelnen Mitgliedstaaten anzugehen und eine 
schnelle und dauerhafte wirtschaftliche Erholung zu gewährleisten; 
 

10. STELLT FEST, dass weitere Strukturreformen auf den Dienstleistungs-, Waren- und Arbeits-
märkten und verantwortungsvolle Finanzpolitiken in allen Mitgliedstaaten erforderlich sind, um 
die wirtschaftliche Erholung zu stützen und zu verstetigen, schädliche Ungleichgewichte zu kor-
rigieren, tragfähige öffentliche Finanzen zu erzielen, das Investitionsumfeld zu verbessern und 
den Binnenmarkt zu stärken, damit das Wachstumspotenzial der Volkswirtschaften der Mit-
gliedstaaten freigesetzt wird; 
 

11. GEHT DAVON AUS, dass die Kommission die länderspezifischen Empfehlungen 2015-16 
Mitte Mai veröffentlicht, damit vor deren Annahme im Rat (Wirtschaft und Finanzen) eingehen-
de multilaterale Beratungen geführt werden können; ERSUCHT die Kommission, die Beratun-
gen über die Länderberichte sowie die nationalen Reformprogramme bei der Ausarbeitung der 
länderspezifischen Empfehlungen 2015 zu berücksichtigen; 
 

12. BETONT, dass sich die länderspezifischen Empfehlungen auf Bereiche von makroökonomi-
scher Bedeutung mit dringendem Handlungsbedarf konzentrieren sollten, damit diese Belange 
in den nationalen politischen Debatten der Mitgliedstaaten stärker ins Blickfeld gerückt werden. 
Zugleich sollen weiterhin gemeinsame Herausforderungen für das Euro-Währungsgebiet und 
die EU insgesamt aufgezeigt und überwacht werden; HÄLT es für wichtig, für die länderspezi-
fischen Empfehlungen weiterhin von einer soliden und transparenten analytischen Grundlage 
auszugehen und durch eine langfristige und länderübergreifende Kohärenz für Gleichbehand-
lung zu sorgen. 
 
 

_________________ 
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